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70 Jahre Tarifpolitik – ein Überblick  

von Reinhard Bispinck 

2018/2019 - Jubiläumsjahre 

Die Gewerkschaften blicken zurzeit mit einer gewissen Zufriedenheit auf die Tarifpolitik und 
ihre Ergebnisse. Die Tarifabschlüsse der vergangenen Jahre brachten teils deutliche Real-
lohnsteigerungen und auch auf anderen Feldern, wie zum Beispiel der Arbeitszeitgestal-
tung, konnten sie Erfolge erzielen. Die Zeiten der akuten Finanz- und Wirtschaftskrise mit 
ihrer nachhaltigen Erschütterung der sozial-ökonomischen und politischen Rahmenbedin-
gungen auch der Tarifpolitik liegen inzwischen ein Jahrzehnt zurück und es besteht Aus-
sicht, dass die Tarifpolitik sich weiter positiv entwickelt. Die Beziehungen zwischen den 
Tarifvertragsparteien erscheinen einigermaßen stabil und positiv, wie auch im vergangenen 
Jahr anlässlich des 100-jährigen Jubiläums des Stinnes-Legien-Abkommens und der damit 
verbundenen Tarifvertragsordnung von 1918 auf verschiedenen Festveranstaltungen von 
Arbeitgeber- und Gewerkschaftsvertretern gemeinsam betont wurde (DGB/BDA 2018). Die 
Anerkennung der Tarifvertragsordnung war insofern ein unmittelbares Ergebnis der 
Novemberrevolution, das von den Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden damals nur zur 
Abwendung größerer Übel akzeptiert wurde. Auch wenn bereits nach der Jahrhundertwen-
de und insbesondere in den Anfangsjahren der Weimarer Republik ein rascher Ausbau des 
Tarifsystems festzustellen war, so hatten doch Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit 
seit Ende der 1920er Jahre und die Herrschaft der Nationalsozialisten seine Grundlagen 
sehr zerrüttet. 

Nach dem 2. Weltkrieg knüpfte man mit dem Tarifvertragsgesetz (TVG) an die Regelungen 
der Weimarer Republik an: Es trat am 9. April 1949 in Kraft und wird daher in diesem Jahr 
70 Jahre alt. Es galt zunächst nur in den Ländern der britischen und der amerikanischen 
Zone. Erst nach der Erstreckung des TVG auf das gesamte Bundesgebiet am 23. April 
1953 gab es ein einheitliches Tarifrecht. Seitdem vollzieht sich das Tarifgeschehen in der 
Bundesrepublik Deutschland in dem durch dieses Gesetz gesteckten Rahmen. Das Jubilä-
um bietet Anlass, im Folgenden einige wichtige Stationen und Entwicklungen der Tarifpolitik 
zu skizzieren. 

Nach Kriegsende 

Nach dem Ende des zweiten Weltkriegs brauchte es eine Reihe von Jahren, bis sich eine 

reguläre Lohn- und Tarifpolitik herausbildete. Zwar wurden Tarifvereinbarungen von den 

Alliierten wieder zugelassen, aber für eine reguläre Lohn- und Tarifpolitik bestand zunächst 

kaum Spielraum. Der Wiederaufbau der Gewerkschaften vollzog sich zögernd, wegen ent-

sprechender Vorgaben der Alliierten kam es zunächst nur zu lokalen bzw. regionalen Zu-

sammenschlüssen. Der Kontrollrat verfügte  einen Lohnstopp auf dem Stand vom 8. Mai 

1945, der erst im November 1948 aufgehoben wurde. Damit waren nach wie vor die alten 

Tarifordnungen in Kraft, die in ihrer Struktur noch die Prioritätensetzungen der nationalsozi-

alistischen Kriegs- und Rüstungsproduktion widerspiegelten. Auf Druck der Ge-

werkschaften sah sich der Alliierte Kontrollrat jedoch veranlasst, den massivsten Un-

gleichgewichten und Benachteiligungen entgegenzuwirken. Im September 1946 eröffnete 

er mit einer Ergänzung zur Direktive 14 die Möglichkeit, Hungerlöhne unter 50 Pfennige zu 

beseitigen, Lohnerhöhungen in den sog. Problemindustrien durchzuführen, die durch die 
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nationalsozialistische Lohnpolitik benachteiligt worden waren, die Akkordverdienste den 

neuen Produktionsbedingungen anzupassen und die Löhne für Frauen und Jugendliche 

"bei gleicher Arbeit und gleicher Leistung" bis zur Höhe der Männerlöhne anzuheben. Alle 

Änderungen der Lohnsätze mussten von der deutschen Arbeitsverwaltung genehmigt wer-

den, und die Einführung neuer Lohnsätze durfte den durchschnittlichen Lohnsatz nicht er-

höhen. Die volle Tarifvertragsfreiheit wurde erst mit der Aufhebung des Lohnstopps am 

3.11.1948 wiederhergestellt.  

 

1950er Jahre: Tarifpolitik  im Zeichen des ”Wirtschaftswunders” 

Hohe reale Wachstumsraten, rückläufige Arbeitslosenzahlen, nachhaltig steigende Real-
einkommen der Beschäftigten und damit verbunden eine spürbare Verbesserung des 
Lebensstandards breiter Bevölkerungsschichten kennzeichneten die ”Wirtschaftswunder-
jahre” der Bundesrepublik. Die Arbeitslosenquote sank von 1950 bis 1960 von 11 auf  
1,3 %, das reale Bruttosozialprodukt verdoppelte sich und die Nettorealeinkommen der 
Beschäftigten stiegen um gut zwei Drittel.  Diese Daten sind allerdings mehr ein Ausdruck 
der stürmischen Boomjahre der Rekonstruktionsphase denn ein unbedingter Erfolgsaus-
weis gewerkschaftlicher Tarifpolitik. Denn trotz der deutlichen Steigerung blieben die Ar-
beitseinkommen deutlich hinter den Gewinneinkommen zurück, die (bereinigte) Lohnquote 
sank in den fünfziger Jahren von rund 65 auf 60 %.  

Der begrenzte tarifpolitische Fortschritt setzte sich keineswegs im Selbstlauf durch, son-

dern ging mit einer größeren Anzahl von Streikaktionen einher. Allein in der Metallindustrie 

fanden in der ersten Hälfte der 50er Jahre drei größere Arbeitskämpfe statt, die - unbe-

schadet ihrer unterschiedlichen materiellen Ergebnisse - zweifellos zur Durchsetzung ”peri-

odischer Lohnrunden” beigetragen haben. Der berühmt gewordene Streik in der schleswig-

holsteinischen Metallindustrie 1956/57 um die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zeigt, 

dass es keinesfalls nur rein lohnpolitische Fragen waren, die mobilisierungs- und streikfähig 

waren. Der letztlich gefundene Kompromiss (90 v. H. des Nettolohns ab dem dritten Kran-

kentag sowie Teilfortzahlung während der Karenztage) wurde später zur Grundlage einer 

gesetzlichen Regelung. Damit war ein erster Erfolg im Kampf für die Gleichstellung der 

ArbeiterInnen gegenüber den Angestellten erreicht. 

 
Die zweite Hälfte der 5oer Jahre waren tarifpolitisch von der Forderung nach Verkürzung 
der Arbeitszeit geprägt. Faktisch ging es zunächst um die Einführung der 45-Stunden-
Woche, die weitere Zielperspektive bildeten die 40 Stunden und die 5-Tage-Woche 
(”Samstags gehört Vati mir”). Die Realisierung dieser Forderung, die ohne Arbeitskampf 
erreicht wurde, erstreckte sich in der entwicklungsbestimmenden Metallindustrie über einen 
Zeitraum von rund zehn Jahren. Die Eckpunkte der stufenweisen Verkürzung wurden in 
mehreren zwischen Gesamtmetall und IG Metall auf Bundesebene ausgehandelten 
Abkommen vereinbart, so dass diese Phase der Tarifpolitik auch zu einer starken Zentrali-
sierung des Verhandlungsprozesses führte.  

In den 1950 Jahren begann auch ein bis heute nicht abgeschlossenes Kapitel der Tarif-
politik: Der mühsame und oftmals halbherzige Versuch, die lohnpolitische Diskriminierung 
der Frauen zu beseitigen. Von den offenen Lohnabschlägen für Frauen über die Leicht-
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lohngruppen bis zu Lohnsystemen zumindest ohne direkte Frauenlohndiskriminierung war 
es ein langer Weg.  

 

1960er Jahre: Zwischen ”Konzertierter Aktion” und spontanen Streiks 

Tarifpolitisch begannen die 60er Jahre zunächst mit einer Fortsetzung der positiven Lohn- 
und Gehaltsentwicklung, deren Hintergrund die etwas abgeschwächte, aber weiterhin güns-
tige wirtschaftliche Entwicklung bildete. Die jährlichen Wachstumsraten betrugen zwischen 
5 und 6 %, die Arbeitsproduktivität nahm mit gleicher Rate zu, die Arbeitslosenquote sank 
von 1,3 % (1960) auf ganze 0,7 % (1966). Die Nettorealeinkommen stiegen in diesen Jah-
ren noch einmal um rund 30 %, die Lohnquote stieg von 60 auf 63 %. 

Die erfolgreiche Lohn- und Gehaltspolitik ging einher mit einem auffälligen Rückgang der 
Arbeitskampfaktivitäten. Während die amtliche Arbeitskampfstatistik in der ersten Hälfte der 
50er Jahre noch 500.000 an Streiks und Aussperrungen beteiligte ArbeitnehmerInnen und 
5,5 Mio. Arbeitstage in 7.300 Betrieben auswies, waren es in der ersten Hälfte der 60er 
Jahre nur noch rund 440.000 Beschäftigte und 2,4 Mio. Arbeitstage in 1170 Betrieben. 
Offenkundig ermöglichte die positive Arbeitsmarktentwicklung die leichtere Durchsetzung 
beträchtlicher Einkommenssteigerung.  

Gleichwohl begannen sich die Rahmenbedingungen der gewerkschaftlichen Lohnpolitik zu 
ändern. Die stärkere Einbindung der Gewerkschaften in eine gesamtwirtschaftlich be-
gründete Einkommens- und Stabilitätspolitik rückte in den Vordergrund des politischen Inte-
resses. Die Bundesregierung hatte im Jahreswirtschaftsbericht 1963 erstmals Leitlinien für 
die Lohnpolitik formuliert und deren Kopplung an die Produktivitätsentwicklung gefordert. 
Absicht der Metallunternehmer in diesem Jahr war es, eine Lohnpause zu erzwingen. Es 
kam daraufhin in der baden-württembergischen Metallindustrie zum bis dahin größten 
Streik der Nachkriegszeit mit 300.000 beteiligten ArbeitnehmerInnen. Zwar gelang es der 
IG Metall, diese Vorgaben zu durchbrechen und ihr Konzept einer aktiven Tarifpolitik zu 
verteidigen, aber es zeichnete sich bereits ab, dass mit der Auszehrung der Erfolgsbedin-
gungen der wirtschaftlichen Nachkriegsentwicklung der Druck auf die gewerkschaftliche 
Lohnpolitik zunehmen würde. Bis zum Ende des Jahrzehnts gelang es den Gewerkschaften 
nicht mehr, Tarifabschlüsse durchzusetzen, die wesentlich über den durch die Produktivi-
tätsentwicklung gesetzten Rahmen hinausgingen.  

Die wirtschaftliche Rezession von 1966/67 bedeutete (auch) für die gewerkschaftliche 
Tarifpolitik einen tiefen Einschnitt. Das reale Bruttosozialprodukt ging um 0,3 % zurück, die 
Arbeitslosenquote stieg von 0,7 auf 2,1 %. Wenn sich das Ausmaß und die Dauer der Krise 
aus heutiger Sicht mehr als bescheiden ausnehmen1, so wurde doch der durch die lange 
Prosperitätsphase genährte Glaube an die Möglichkeit einer prinzipiell krisenfreien wirt-
schaftlichen Entwicklung erschüttert. Die Einsicht in die Notwendigkeit staatlicher Interven-
tion in den Wirtschaftsablauf setze sich durch. Die Große Koalition aus SPD und CDU/CSU 
sorgte mit dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz (1967) für das erforderliche geld- und 
fiskalpolitische Instrumentarium. Die ebenfalls im Gesetz vorgesehene ”Konzertierte  
Aktion”, die einen regelmäßigen Informationsaustausch und Diskussionsprozess von Bun-
desregierung, Bundesbank, Sachverständigenrat, Unternehmer- und Arbeitgeberverbänden 
                                                            
1    Bereits 1968 stieg das BSP real wieder um 5,8 %, sank die Arbeitslosenquote auf 1,5 % und ein Jahr später 

auf 0,9 %. 
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sowie Gewerkschaften ermöglichen sollte, wurde faktisch zu einem Instrument der Einbin-
dung der Gewerkschaften in die staatliche Einkommenspolitik. Trotz der Ablehnung offiziel-
ler Lohnleitlinien bewegten sich die Gewerkschaften in ihren Tarifabschlüssen 1967/68 im 
Rahmen des Zielkorridors der regierungsamtlichen Orientierungsdaten. 

Die moderaten Tarifabschlüsse mit langen Laufzeiten blieben weit hinter den durch die 
rasch wieder anspringende Konjunktur gegebenen ökonomischen Möglichkeiten zurück. 
Die wachsende Unzufriedenheit großer Teile der Arbeiterschaft entlud sich in spontanen 
Streiks, zunächst in der Eisen- und Stahlindustrie, dann auch im Bergbau, in der Metall-
industrie, der Textilindustrie und auch im öffentlichen Dienst. Höhere Lohnsteigerungen und 
kürzere Laufzeiten der Tarifverträge konnten auf diese Weise durchgesetzt werden.  

 

1970er Jahre: Boom, Wirtschaftskrise, Massenarbeitslosigkeit 

Nach diesen für die Gewerkschaften überraschenden Erfahrungen verfolgten sie Anfang 
der siebziger Jahre zunächst eine sehr aktive Tarifpolitik. Hochkonjunktur und sprunghaft 
steigende Preise führten 1970 in der Metallindustrie zu Tarifanhebungen von rund 15 %. 
Gesamtwirtschaftlich stiegen die Nettorealeinkommen um knapp 10 %. 1971 erlebte die 
Bundesrepublik mit Streiks in der Chemie- und der Metallindustrie gleich zwei Arbeitskämp-
fe, die nochmals (wenngleich kleinere) Realeinkommensverbesserungen für die Beschäftig-
ten brachten. 1973 entwickelten sich, nachdem die Preisentwicklung die Tarifabschlüsse 
vom Jahresbeginn zunehmend entwerteten, Streikbewegungen für Teuerungszulagen in 
zahlreichen Wirtschaftszweigen. 1974 setzte die ÖTV im öffentlichen Dienst in einem 
vierwöchigen Arbeitskampf trotz massiven Drucks der Bundesregierung eine zweistellige 
Tarifanhebung durch (11 %, mindestens 170 DM), die die Orientierungsdaten deutlich 
überschritt. 

Auch wenn die reine Lohnpolitik in diesen Jahren dominierte, spielte die „qualitative”  
Tarifpolitik doch ebenfalls eine Rolle. Der von der IG Metall 1973 in einem einwöchigen 
Arbeitskampf durchgesetzte Lohnrahmentarifvertrag II für das Tarifgebiet Nordwürttemberg-
Nordbaden gilt als Musterbeispiel für eine auf Humanisierung der Arbeit zielende 
Rahmentarifpolitik. Mit seinen Bestimmungen zur Festlegung der Leistungsanforderungen, 
zur menschengerechten Arbeitsgestaltung (u.a. Mindesttaktzeiten bei Fließbandarbeit), 
Erholzeiten u.a.m. knüpfte er einerseits an die vorhandenen Regelungsstandards an, setzte 
aber auch mit seinen arbeitsinhaltlichen Normen neue Maßstäbe. Zugleich formulierte er 
indirekt neue und weitreichende Anforderungen an die betrieblichen Akteure. Der LRTV II 
ist ein frühes Beispiel für die Vereinbarung tariflicher „Öffnungsklauseln”, denn zentrale 
Regelungen des LRTV II enthielten lediglich Rahmenbestimmungen bzw. definieren 
(Mindest-)Anforderungen, die betrieblich konkretisiert und vereinbart werden müssen. Die 
betrieblichen Interessenvertretungen erhielten zu diesem Zweck fest umrissene Mitbestim-
mungsrechte, die gleichwohl aufgetretenen, zum Teil enormen Schwierigkeiten bei der be-
trieblichen Umsetzung demonstrieren eindrücklich die (möglichen) Probleme einer „Verbe-
trieblichung” der Tarifpolitik. 

Mit dem Einbruch der Wirtschaftskrise 1974/75 gerieten die Gewerkschaften durch 
Massenarbeitslosigkeit und Rationalisierung in eine tarifpolitische Defensive, aus der 
heraus im Wesentlichen nur Abwehrkämpfe möglich waren. Im Mittelpunkt der Tarifpolitik 
stand der Schutz der Beschäftigten vor Arbeitsplatzabbau und den negativen Folgen des 
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verstärkten Einsatzes neuer Technologien auf Arbeitsinhalte und Arbeitseinkommen. Auch 
hier konnten Ergebnisse in einigen Branchen nur durch Arbeitskämpfe erreicht werden. In 
der Druckindustrie erstreikten die Beschäftigten 1978 einen Tarifvertrag über die neuen 
rechnergesteuerten Satzsysteme (RTS-Tarifvertrag) mit weitreichenden Absicherungs- und 
Qualifizierungsbestimmungen. Im selben Jahr setzte die IG Metall in einem Arbeitskampf 
einen Absicherungstarifvertrag in Baden-Württemberg durch, der rationalisierungsbedingte 
Abgruppierungen beschränkte und eine verbesserte Informationsgrundlage des Betriebs-
rates über die Lohn- und Eingruppierungspolitik sicherstellte.  

Auch die Sicherung der Arbeitsplätze durch kollektive Verkürzung der Arbeitszeit gewann in 
diesen Jahren an Bedeutung. 1977 forderte der Gewerkschaftstag der IG Metall erstmals 
die 35-Stunden-Woche, nachdem zehn Jahre zuvor der letzte Schritt zur Einführung der 
40-Stunden-Woche in der Metallindustrie getan worden war. Nach sechswöchigem Streik 
in der Eisen- und Stahlindustrie 1978/79 konnte sie diese Forderung zwar nicht durch-
setzen, aber die stattdessen erreichte Verlängerung des Urlaubs auf sechs Wochen, die 
zusätzlichen Freischichten für Schichtarbeiter sowie die Arbeitszeitverkürzung für ältere 
Beschäftigte hatte gleichwohl Pilotfunktion für viele andere Branchen. 

 

1980er Jahre: Arbeitszeitverkürzung und qualitative Tarifpolitik 

Die Rahmenbedingungen der Tarifpolitik zu Beginn der achtziger Jahre waren zum einen 
durch die scharfe Rezession geprägt, die 1982 ihren Höhepunkt erreichte und die Arbeits-
losigkeit erstmals über die 2-Millionen-Grenze trieb, zum andern sorgte die Ablösung der 
sozialliberalen durch die konservativ-liberale Bundesregierung für eine politische Wende, 
die eine stark angebotsorientierte Wirtschafts- und Finanzpolitik und einen drastischen 
Abbau sozialer Leistungen und Schutzrechte mit sich brachte. In dem Maße wie sich die 
Massenarbeitslosigkeit verfestigte und seitens der Bundesregierung keine wirksame 
Beschäftigungspolitik zu erwarten war, konzentrierten sich die gewerkschaftlichen Überle-
gungen auf die Möglichkeiten tarifvertraglicher Arbeitszeitverkürzung. Die Forderung nach 
Einführung der 35-Stunden-Woche und der Kampf um deren Durchsetzung sollten zum 
beherrschenden Thema der Tarifpolitik der 80er Jahre werden. Das Jahr 1984 erlebte mit 
dem sechs- bzw. zwölfwöchigen Arbeitskampf in der Metall- und in der Druckindustrie die 
nach allgemeiner Einschätzung härteste Tarifauseinandersetzung der Nachkriegszeit. In 
der Metallindustrie waren 58.000, in der Druckindustrie 45.000 Beschäftigte am Streik be-
teiligt. Die Aussperrung betraf in der Metallindustrie noch einmal mehr als eine halbe Million 
Menschen. In einer Reihe weiterer Branchen fanden Warnstreiks statt. Der Erfolg dieser 
Tarifbewegung bestand nicht nur im eigentlichen materiellen Ergebnis (Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit von 40 auf 38,5 Std.), sondern auch in dem unübersehbaren Nachweis 
der gewerkschaftlichen Handlungsfähigkeit auch in wirtschaftlichen Krisenzeiten. Wieweit 
diese Kraftentfaltung trug, zeigte sich nicht zuletzt daran, dass 1987 die zweite Stufe der 
Verkürzung auf 37 Stunden ohne Arbeitskampf durchgesetzt werden konnte.2 Weitere drei 
Jahre später konnte dann zumindest für die Metall- und Druckindustrie wiederum ohne 
Arbeitskampf der endgültige Stufenplan zur Verkürzung auf 35 Stunden bis zum Jahr 1995 
durchgesetzt werden. Im Unterschied zur Durchsetzung der 40-Stunden-Woche in den 50er 

                                                            
2   Und dies obwohl zwischenzeitlich durch die Änderung des ”Streikparagrafen” 116 AFG keine Lohn‐

ersatzleistung bei ”kalter” Aussperrung mehr gezahlt und dadurch die Kampfmöglichkeiten der Gewerk‐
schaften deutlich eingeschränkt wurde (vgl. den Beitrag von Sybille Stamm in diesem Band). 
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und 60er Jahren sind die Gewerkschaften 30 Jahre nach Beginn ihrer tarifpolitischen 
Bemühungen von einer gesamtwirtschaftlichen Durchsetzung der Zielmarke von 35 Stun-
den weit entfernt, ja sie wird im Grunde auch seit Jahren nicht mehr aktiv verfolgt. Die 
Arbeitszeitstandards haben sich weit aufgefächert und ihre Angleichung ist selbst in den 
alten Bundesländern unrealistisch.  

Die kollektive Arbeitszeitverkürzung hatte weitreichende Konsequenzen für die weitere 
Entwicklung und Ausgestaltung des Flächentarifvertrages und sein Verhältnis zur betrieb-
lichen Gestaltung der Arbeits(zeit)- und Einkommensbedingungen. Dies hing maßgeblich 
mit dem Preis zusammen, den die Gewerkschaften für die 35-Stunden-Woche zu zahlen 
hatten, der in Form einer weitreichenden Flexibilisierung der tariflichen Arbeitszeit-
bestimmungen bestand. Variabilisierung der Arbeitszeit im Zeitablauf, Differenzierung der 
Arbeitszeitdauer zwischen den Beschäftigtengruppen und individuelle Flexibilisierung in 
Abhängigkeit von technischen Produktionserfordernissen, marktbedingten Nachfragever-
änderungen oder saisonalen Schwankungen bestimmten zunächst noch verhalten, aber 
mittlerweile immer stärker das betriebliche Arbeitszeitgeschehen. Lange Ausgleichszeit-
räume, Arbeitszeitkorridore, Saison- und Jahresarbeitszeiten und Arbeitszeitkonten bildeten 
zentrale Instrumente zur Feinsteuerung der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung. 

Neben der Arbeitszeitpolitik gab es in den 80er Jahren vor allem qualitative Themen, die 
in der Tarifpolitik eine Rolle spielten. Die Weiterentwicklung von Rationalisierungsschutzab-
kommen zu Technologietarifverträgen, die Reform der Systeme der Entgeltdifferenzierung, 
die Verbesserung des Gesundheits- und Umweltschutzes, die Regelung der betrieblichen 
Qualifizierungs- und Weiterbildungspolitik. Viele der Ziele, die die Gewerkschaften auf die-
sen Feldern verfolgten, konnten lediglich in Ansätzen und in Einzelfällen realisiert werden. 
Als die IG Metall 1991 ihr Konzept für eine ”Tarifreform 2000” vorlegte, war dies gewis-
sermaßen eine Zusammenfassung der tarifpolitischen Reformdiskussion der 80er Jahre, 
deren Umsetzung allerdings an dem durchgreifenden Wandel der politischen und sozial-
ökonomischen Rahmenbedingungen scheiterte.  

 

1990er Jahre: Rezession, Transformationskrise Ost, Globalisierung, Krise des Flä-
chentarifvertrags 

Die neunziger Jahre brachten die tiefgreifendsten Umbrüche, die die Tarifpolitik seit Kriegs-
ende erlebt hat: Die deutsch-deutsche Einigung und der anschließende Transformations-
prozess in den neuen Ländern stellten die Gewerkschaften und ihre Tarifpolitik vor gewalti-
ge Herausforderungen, die bis heute nicht bewältigt sind. Nach dem Ende des Vereini-
gungsbooms stürzte die (westdeutsche) Wirtschaft 1992 in ihre bis dahin schärfste Rezes-
sion, die die Massenarbeitslosigkeit noch einmal dramatisch ansteigen ließ. Dieser Ein-
bruch wurde durch den kontinuierlichen Prozess einer zunehmenden Internationalisierung 
der Wirtschaft und Globalisierung der Konkurrenz überlagert. Auf der betrieblichen Ebene 
führte der fortgesetzte Umbruch der Arbeits-, Produktions- und Organisationssysteme  zu 
einer Intensivierung des Rationalisierungsprozesses mit widersprüchlichen Folgen für die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten und die Handlungsbedingungen der betrieblichen 
Interessenvertretungen. Die auf Deregulierung abzielende Politik der konservativ-liberalen 
Bundesregierung tat ein Übriges um die Bedingungen für eine erfolgreiche Tarifpolitik zu 
erschweren. 
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Die Lohn- und Gehaltspolitik der 90er Jahre weist eine zwiespältige Bilanz auf: Zunächst 
gelang den Gewerkschaften in den alten Bundesländern bei prosperierender Wirtschaft die 
Durchsetzung von deutlichen Reallohnsteigerungen, doch der Kriseneinbruch führte 1994 
zu einer von den Arbeitgeberverbänden seit langem angestrebten ”Wende” in der Tarifpoli-
tik. Tarifabschlüsse teilweise deutlich unter der Inflationsrate, Einfrieren und (befristetes) 
Absenken von tariflichen Leistungen sowie die Einführung von betrieblichen Öffnungsklau-
seln kennzeichnen die Entwicklung seit Mitte der 90er Jahre. Das vom IG Metall-
Vorsitzenden Klaus Zwickel bereits seit 1997 geforderte „Ende der Bescheidenheit” konnte 
nicht in die lohnpolitische Realität umgesetzt werden. Die Lohnquote sank 1998 auf einen 
historischen Tiefststand. 

Erfolge konnten die Gewerkschaften dagegen auf dem Gebiet der Beschäftigungssiche-
rung verbuchen. So wurden erstmals in der Tarifrunde 1994 in einer Reihe von Wirt-
schaftszweigen Abschlüsse getätigt, die die Möglichkeit zur (befristeten) Verkürzung der 
tariflichen Arbeitszeit ohne oder allenfalls mit partiellem Lohnausgleich vorsehen. Im 
Gegenzug müssen sich die Betriebe verpflichten, auf betriebsbedingte Kündigungen zu 
verzichten. Bereits im Herbst 1993 hatten IG Metall und Volkswagen sich auf die konzern-
weite Einführung der Vier-Tage-Woche (28,8 Stunden) geeinigt, die ebenfalls mit entspre-
chenden Einkommenseinbußen verbunden war. Umstritten waren und sind tarifpolitische 
Vereinbarungen, die über abgesenkte Tarife für Langzeitarbeitlose und andere Berufsein-
steiger verbesserte Beschäftigungschancen erreichen wollen. In sozialpolitischer Hinsicht 
hatte die Auseinandersetzung um die gesetzliche Absenkung der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall im Jahr 1996 einen großen Stellenwert. In zahlreichen Fällen gelang es den 
Gewerkschaften, die 100%ige Entgeltfortzahlung durch Tarifverträge zu sichern.  

In Ostdeutschland entwickelte sich - nach der einvernehmlichen Übertragung der Grund-
strukturen des westdeutschen Tarifsystems - ein heftiger Streit über das Tempo der realen 
Angleichung der tariflichen Arbeits- und Einkommensbedingungen. Herausragend war der 
Konflikt um die rechtswidrige fristlose Kündigung des tariflichen Stufenplans für die ost-
deutsche Metallindustrie im Jahr 1993. Nach zweiwöchigem Arbeitskampf wurde die 
Kündigung zurückgenommen, aber zugleich wurde die Tarifangleichung um zwei Jahre 
gestreckt und eine Härtefallklausel eingeführt, um für den Notfall betriebliche Ausnahmen 
zu ermöglichen. Dieses Beispiel machte - auch in den alten Bundesländern - in der Folge-
zeit Schule.  

Die Entwicklung in Ostdeutschland beschleunigte auch die in den alten Bundesländern be-
reits seit geraumer Zeit beobachtbare Tendenz zur Erosion des Flächentarifvertrags. 
Tarifwidriges Verhalten, Tarif- und Verbandsflucht sowie die Ausbreitung „weißer Flecken” 
auf der tarifpolitischen Landkarte insbesondere im Bereich von Klein- und Mittelbetrieben 
sowie im Dienstleistungssektor sind kennzeichnend für die tarifpolitische Situation der 
1990er Jahre. Die Bindekraft der Arbeitgeberverbände ließ nach und auch die Gewerk-
schaften waren von Mitgliederschwund stark betroffen. Auch wenn die branchenbezogenen 
Verbandstarifverträge noch eine zentrale Prägekraft für die kollektive Regulierung der 
Arbeits- und Einkommensstandards hatten, so war doch ein schleichender Umbau des 
Tarifvertragssystems nicht zu übersehen. Er kam vor allem in der zunehmenden Differen-
zierung und Dezentralisierung der tariflichen Regelungen und Standards sowie ihrer Um-
setzung in die betriebliche Praxis zum Ausdruck.  

Angesichts der ökonomischen und politischen Integration Europas und Einführung des 
Euros intensivierte sich die Diskussion der europäischen Gewerkschaften über eine euro-
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päische Perspektive der bislang strikt national ausgerichteten Tarifpolitik. So wurde in der 
"Erklärung von Doorn" vom Herbst 1998 eine Kooperation der belgischen, deutschen,  
luxemburgischen und niederländischen Gewerkschaften vereinbart, um auf diese Weise 
eine lohnpolitische Unterbietungskonkurrenz zu verhindern sein. Der Europäische Metall-
gewerkschaftsbund beschloss im Dezember 1998 eine "europäische Koordinationsregel" 
beschlossen, nach der sich europaweit alle Metallgewerkschaften darauf verpflichteten, den 
"Ausgleich der Inflationsrate und gleichgewichtige Beteiligung der am Produktivitätszu-
wachs" zu einer Leitlinie ihrer Tarifpolitik zu machen. Andere sektorale Gewerkschaftsbün-
de und auch der Europäische Gewerkschaftsbund folgten später diesem Vorbild. 

 

2000er Jahre: Bündnis für Arbeit, Angriffe auf die Tarifautonomie, Finanzkrise 

Bereits im Jahr 1999 hatte die erste rot-grüne Bundesregierung mit der Einrichtung eines 
„Bündnis für Arbeit“ den Versuch unternehmen, einen breiten gesellschaftlichen Konsens 
für Maßnahmen zum Abbau von Arbeitslosigkeit und Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit zu organisieren. Trotz hohen Aufwandes blieb dieser Anlauf der Wiederbelebung einer 
Konzertierten Aktion letztlich erfolglos. In der Tarifpolitik versuchten die Arbeitgeberverbän-
de das Bündnis für ihre Absicht, moderate Lohnabschlüsse durchzusetzen, zu instrumenta-
lisieren. Umgekehrt waren die Gewerkschaften daran interessiert, durch entsprechende 
Absprachen im Bündnis, das Feld für tarifpolitische Vereinbarungen zur Rente mit 60 bzw. 
Altersteilzeit vorzubereiten. In einem Formelkompromiss einigten sich die Spitzenverbände 
zwar auf eine „beschäftigungsorientierte und längerfristige“ Tarifpolitik, dies blieb jedoch 
ohne greifbare Konsequenzen. Den Gewerkschaften gelang es zwar, bis 2004 Tarifsteige-
rungen oberhalb der Preissteigerungsrate abzuschließen, von einer Ausschöpfung des 
kostenneutralen Verteilungsspielraums aus Preis- und Produktivitätssteigerung konnte 
jedoch nicht die Rede sein. In den kommenden Jahren verschlechterte sich die Tarifbilanz 
weiter. Die effektiv gezahlten Bruttomonatsverdienste sind in zweiten Hälfte der 2000er 
Jahre jeweils gesunken. 

In dem Maße, wie die wirtschaftliche Entwicklung sich verlangsamte und in eine Rezession 
überging, verstärkte sich der Druck auf die Gewerkschaften. Nach der von Rot-Grün knapp 
gewonnenen Bundestagswahl im Jahr 2002, vollzog die Bundesregierung arbeitsmarkt- 
und sozialpolitisch einen radikalen Kurswechsel, der seinen Ausdruck in der Agenda 2010 
fand. 2003 war das Jahr einer entscheidenden Weichenstellung in der Entwicklung der 
Sozialverfassung der Bundesrepublik. Nicht nur der Streit um die Ausgestaltung des sozia-
len Sicherungssystems (Agenda 2010), sondern auch die Auseinandersetzung um die 
zukünftige Entwicklung des Tarifsystems trugen Züge eines gesellschaftlichen Grund-
konflikts, der weit über den Tag hinausreichte. Die Angriffe von konservativer und marktra-
dikaler Seite erreichten einen Höhepunkt. Angesichts anhaltender Arbeitsmarktkrise und 
nachweislicher Erfolglosigkeit der praktizierten Wirtschaftspolitik nahm die Neigung bei al-
len politischen Akteuren zu, die Krisenursachen in den "Strukturen" des Arbeitsmarktes und 
seiner Regulierung zu suchen. Dabei hofften die konservativen Kritiker darauf, nunmehr die 
Früchte einer jahrelangen Kampagne gegen die vermeintlich verkrusteten und überkom-
menen Strukturen des "Tarifkartells" ernten zu können. Bundeskanzler Schröder forderte 
von den Tarifvertragsparteien mehr Flexibilität und drohte mit der Einführung gesetzlicher 
Öffnungsklauseln. CDU/CSU und FDP sowie Teile des Arbeitgeberlagers forderten eine 
Änderung des Tarifvertragsgesetzes (Günstigkeitsprinzip) und des Betriebsverfassungs-
gesetzes 
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(Tarifvorrang). Nach monatelanger  politischer Kontroverse, die von Gewerkschaftsseite  
mit betrieblichen Informationsveranstaltungen und Arbeitsniederlegungen, mit lokalen und 
regionalen Protestkundgebungen, mit Anzeigenkampagnen, mit Umfragen und breit ange-
legten Unterschriftensammlungen geführt wurde, konnte ein Verzicht auf ein gesetzliches 
Eingreifen in die Tarifautonomie erreicht werden.  

Allerdings nutzten die Arbeitgeber den Rückenwind dieser Auseinandersetzung und setzten 
in den folgenden Jahren in vielen Branchen zum Teil weit reichende tarifliche Öffnungs-
klauseln durch. Ein Markstein dieser Entwicklung war das „Pforzheimer Abkommen“ in 
der Metallindustrie aus dem Jahr 2004, das unter bestimmten Voraussetzungen ein betrieb-
liches Abweichen von den tarifvertraglichen Standards erlaubt. In der Folge setzte sich der 
bereits in den 90er Jahren begonnene Prozess der Verbetrieblichung der Tarifpolitik ver-
stärkt fort. Betriebliche Standort- und Beschäftigungssicherungsvereinbarungen und tarifli-
che Ergänzungsregelungen entwickelten sich zu einem viel genutzten Instrument, das die 
Prägekraft und innere Verbindlichkeit der Branchentarifverträge abschwächte. In vielen 
Tarifrunden traten die Arbeitsgeberverbände mit langen Forderungskatalogen an, die auf 
eine generelle Absenkung der Tarifstandards abzielten. In manchen Branchen waren sie 
dabei auch erfolgreich, so konnten sie beispielsweise im Bauhauptgewerbe, bei der Deut-
schen Bahn und auch im öffentlichen Dienst eine Verlängerung der tariflichen Wochenar-
beitszeit durchsetzen.  

Die fortschreitende Erosion des Tarifsystems kam auch in dem wachsenden Niedriglohn-
sektor zum Ausdruck. Gefördert durch die verschärften Zumutbarkeitsregelungen der 
Hartz-Gesetze, die weitgehende Deregulierung der Leiharbeit und die abnehmende Zahl 
von allgemeinverbindlichen Tarifverträgen franste das Lohn- und Gehaltsgefüge am unte-
ren Ende stark aus. Auch in vielen Tarifverträgen gelang den Gewerkschaften keine Siche-
rung eines sozial angemessenen Einkommensniveaus. Niedrig- oder gar Armutslöhne 
prägten das Bild in einer Reihe von Wirtschaftszweigen und Tarifbereichen. Vor diesem 
Hintergrund entwickelte sich in den Gewerkschaften – angestoßen von der Gewerkschaft 
Nahrungs-Genuss-Gaststätten (NGG) und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) – eine kontroverse Debatte um die Einführung eines einheitlichen gesetzlichen 
Mindestlohnes. Im Ergebnis forderten die DGB-Gewerkschaften seit dem Jahr 2006 neben 
einer Ausweitung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes auf weitere Branchen und einer 
Allgemeinverbindlicherklärung jeweils der untersten Tarifgruppen der Branchentarifverträge 
auch einen gesetzlichen Mindestlohn in Höhe von 7,50 Euro je Stunde. Sie verwiesen 
darauf, dass in 20 von 27 EU-Ländern gesetzliche Mindestlöhne gelten und in den ökono-
misch vergleichbaren Ländern Westeuropas das Mindestlohnniveau mindestens in dieser 
Höhe, zum Teil sogar deutlich über der DGB-Forderung liegt. Die Große Koalition, die 2005 
an die Regierung gelangt war, einigte sich im Sommer 2007 grundsätzlich auf eine Auswei-
tung des Entsendegesetzes und eine Modernisierung des Mindestarbeitsbedingungenge-
setzes von 1952. Dies führt in den kommenden Jahren lediglich zur Aufnahme von drei 
weiteren Branchen in das Entsendegesetz. 

Die über lange Jahre hinweg kaum merkliche Konkurrenz der DGB-Gewerkschaften zu 
anderen Gewerkschaften wurde virulent. Zum einen gelang es der Pilotenvereinigung 
Cockpit, dem Marburger Bund für die Krankenhausärzte und der Gewerkschaft der Lokfüh-
rer sich durch wirkungsvolle Arbeitskämpfe als eigenständige Tarifparteien zu etablieren. 
Es handelt sich dabei jeweils um Berufsgewerkschaften, die mit hohem Organisationsgrad 
in einem eng umrissenen Tarifbereich für eine geschlossene Berufsgruppe Tarifpolitik 
machen können, die der Tendenz nach eine Überbietungskonkurrenz zu den DGB-
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Gewerkschaften darstellt. Zum anderen gewannen insbesondere in Branchen mit schwa-
cher Tarifbindung und niedrigen Tarifen die Gewerkschaften des Christlichen Gewerk-
schaftsbundes (CGB) an Bedeutung. Sie schlossen häufig mit den Arbeitgeberverbänden 
gezielt Tarifverträge zur Unterbietung bestehender Tarifstandards der DGB-Gewerk-
schaften ab. Dies galt zum Beispiel für den Bereich der Leih-/Zeitarbeit und auch verschie-
dene Handwerksbereiche. 

Die 2000er Jahre brachten tarifpolitisch jedoch nicht nur Stillstand oder gar Rückschritt. In 
einigen Themenbereichen konnten die Gewerkschaften auch neue Tarifverträge abschlie-
ßen. Dazu gehört beispielsweise die Erneuerung traditioneller Lohn- und Gehaltsstrukturen: 
In Metallindustrie vereinbarte die IG Metall 2003 und danach flächendeckend neue Entgelt-
rahmenabkommen mit einheitlichen Entgeltstrukturen für Arbeiter/innen und Angestellte, 
die bis zum Jahr 2009 in allen betrieben umgesetzt werden sollen. Im öffentlichen Dienst 
erreichte ver.di 2005/2006 neue Tarifverträge für den öffentlichen Dienst (TVöD und TDL), 
die den alten Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) und die Lohntarifverträge durch einheit-
liche Entgelttarifverträge ablösten. Einen weiteren Schwerpunkt qualitativer Tarifpolitik 
bildeten die Qualifizierung und Weiterbildung. In der chemischen Industrie und in der 
Metallindustrie wurden jeweils für die gesamte Branche neue Tarifregelungen vereinbart. 
Schließlich gab es bemerkenswerte neue Regelungen im Bereich der Sozialpolitik: Nach 
der Riesterreform in der Rentenversicherung schlossen die Gewerkschaften in zahlreichen 
Branchen Tarifverträge zur betrieblichen Entgeltumwandlung ab, um einen Ausgleich für 
die Absenkung des Niveaus der gesetzlichen Rente schaffen. Als Ersatz für die auslaufen-
den gesetzlichen Regelungen zur Altersteilzeit Ende 2009 vereinbarten sie in einigen Tarif-
bereichen (u.a. Metall, Chemie) neue Tarifverträge zum flexiblen Übergang in den Ruhe-
stand. Für die kommenden Jahre schrieben sich die Gewerkschaften das Thema „Gute 
Arbeit“, auf die Fahnen. Durch eine Mischung von arbeitszeit- und leistungspolitischen Re-
gelungen sollte auf betrieblicher und tariflicher Ebene die Gestaltung humaner Arbeits- und 
Leistungsbedingungen angegangen werden. 

Doch dann wurde auch die Tarifpolitik von der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008 ff. getroffen. Deutlich wurde dies beispielhaft in der Tarifrunde der Metall- und Elektro-
industrie im Herbst 2008. Die gewerkschaftlichen Forderungen waren von den hervorra-
genden Branchen- und gesamtwirtschaftlichen Daten geprägt, es ging der IG Metall daher 
um einen „großen Nachholbedarf in Sachen Gerechtigkeit und Binnenwachstum“. Doch 
unter dem Eindruck der sich nahezu täglich verschärfenden Krise nach dem Zusammen-
bruch von Lehman Brothers im September 2008 einigten sich die Tarifparteien nach vier 
Verhandlungsrunden und massiven Warnstreiks Mitte November auf einen Abschluss, der 
zwar spürbare Reallohnsteigerungen brachte, aber dennoch deutlich hinter den hohen 
Erwartungen zurückblieb. Auch 2009 konnten die Gewerkschaften, gestützt auf den Metall-
abschluss, noch vergleichsweise hohe Abschlüsse durchsetzen. 

 

2010er Jahre: Gesetzlicher Mindestlohn, Restabilisierung des Flächentarifvertrags, 
Renaissance der Arbeitszeitpolitik 

Ab 2010 konzentrierte sich die Tarifpolitik vor allem auf die Beschäftigungssicherung. In 
der Metallindustrie und der chemischen Industrie wurden die Möglichkeiten tariflicher Kurz-
arbeit stark ausgeweitet. Die Tarifsteigerungen fielen deutlich niedriger aus als in den Vor-
jahren, zum Teil wurden lediglich Pauschalzahlungen vereinbart. Für alle Beteiligten über-
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raschend gelang es auf der betrieblichen Ebene durch den flexiblen Einsatz von Kurzarbeit 
und die umfassende Nutzung von Arbeitszeitkonten den Beschäftigungsabbau in der In-
dustrie zumindest für die Stammbelegschaften  stark zu begrenzen.  

Die politische Diskussion um die Begrenzung des Niedriglohnsektors kam zunächst nicht 
von der Stelle. Während der konservativ-liberalen Bundesregierung von 2009 - 2013 konn-
ten zwar in weiteren Wirtschaftszweigen branchenbezogene Mindestlöhne eingeführt wer-
den, aber erst mit dem Amtsantritt der Großen Koalition von CDU/CSU und SPD erreichten 
die Gewerkschaften ihr Ziel einen einheitlichen gesetzlichen Mindestlohn. 2014 verab-
schiedet trat das Mindestlohngesetz Anfang 2015 mit einem Mindestlohn in Höhe von 
8,50 € pro Stunde in Kraft. Dies bedeutete den letzten Platz in Gruppe der westeuropäi-
schen Länder, wo sich die Mindestlöhne damals zwischen 8,65 € in Irland, 9,21 € in den 
Niederlanden, 9,61 € in Frankreich und 11,12 € in Luxemburg bewegten. Es gab eine 
Übergangsfrist von 2 Jahren und einige Ausnahmebestimmungen u.a. für Auszubildende, 
Jugendliche, PflichtpraktikantInnen und Langzeitarbeitslose. Gut vier Jahre nach der Ein-
führung ist die Bilanz positiv: Vor allem Frauen, gering Qualifizierte und Beschäftigte in 
Ostdeutschland profitierten. Negative Folgen für Beschäftigung gab es trotz vielfältiger 
Kassandrarufe aus konservativen Ökonomenkreisen nicht. Tarifpolitisch hatte der Mindest-
lohn eher positive Wirkungen. Manche Tarifverträge in Niedriglohnbranchen konnten 
wiederbelebt werden und die Tariflohngruppen teilweise auch oberhalb des Mindestlohns 
angehoben werden. Inzwischen wurde der Mindestlohn in nachlaufender Orientierung an 
der Tarifentwicklung Anfang 2017 auf 8,84 € und 2019 auf 9,19 € angehoben. Anfang 2020 
folgt eine weitere Anhebung auf 9,35 €. Die Kritik am nach wie vor relativ niedrigen Niveau 
des Mindestlohns von weniger als 50 % des mittleren Lohnes (Median) hat zugenommen. 
In der politischen Diskussion wird seitens der Linken, der SPD und Teilen der Gewerk-
schaften 12 € als Zielgröße für den Mindestlohn genannt.  

Auf die anhaltende Erosion des Tarifvertragssystems reagierte die Bundesregierung 2014 
mit dem Tarifautonomiestärkungsgesetz. Es erweiterte den Geltungsbereich  des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes  auf  alle  Branchen, sodass die Einführung branchenbezogener 
tarifliche Mindestlöhne sehr viel leichter zu bewerkstelligen war. Außerdem erleichterte das 
Gesetz die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen, indem im Tarifvertragsgesetz 
das bislang erforderliche Quorum einer Tarifbindung  von  mindestens  50 % der Beschäf-
tigten gestrichen wurde.  Voraussetzung  einer  Allgemeinverbindlicherklärung  ist  seitdem 
nur  noch,  dass  sie  im  öffentlichen  Interesse  geboten  erscheint. Auf die Praxis der All-
gemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen hat dies allerdings keine positiven Auswir-
kungen gehabt. Die Zahl der allgemeinverbindlichen Tarifverträge verharrt auf sehr niedri-
gem Niveau, neue Allgemeinverbindlicherklärung gibt es nur in wenigen Fällen. Nach wie 
vor bleibt den Arbeitgebervertretern im Tarifausschuss des Bundes bzw. der Länder ein 
faktisches Vetorecht.  

Im Jahr 2015 trat das Tarifeinheitsgesetz in Kraft. Mit diesem Gesetz reagierte der Ge-
setzgeber auf das Urteil des Bundesarbeitsgerichtes von 2010, in dem dieses - unter Ände-
rung seiner Rechtsprechung - die Existenz mehrerer Tarifverträge in einem Betrieb neben-
einander zuließ (Tarifpluralität). Das Tarifeinheitsgesetz zielt darauf ab, eine Tarifkollision 
im Betrieb vermeiden. Es sieht vor, die Tarifeinheit in einem Betrieb im Konfliktfall nach 
dem Mehrheitsprinzip herzustellen. Künftig soll im Konfliktfall nur der Tarifvertrag derjeni-
gen Gewerkschaft gelten, die im Betrieb die meisten Mitglieder hat. Durch Verfahrensregeln 
soll sichergestellt werden, dass die Interessen der jeweiligen Minderheitsgewerkschaften 
berücksichtigt werden. Das Gesetz stieß auf scharfe Kritik insbesondere der Berufs- und 
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Spartengewerkschaften (Marburger Bund, Deutscher Beamtenbund Tarifunion, Gewerk-
schaft Deutscher Lokomotivführer, Vereinigung Cockpit) und einzelner DGB-
Gewerkschaften. Die Berufs- und Spartengewerkschaften sowie ver.di und GEW erhoben 
Klage vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wegen Verstoßes des Gesetzes gegen 
die Tarifautonomie. Das BVerfG erklärte das Gesetz in seinem Urteil für „weitgehend ver-
einbar“ mit dem Grundgesetz und forderte lediglich eine Nachbesserung des Gesetzes. In 
der tarifpolitischen Praxis hat das Gesetz bislang keine erkennbaren Folgen gehabt. 

In der Tarifpolitik gab es neue Schwerpunkte und Auseinandersetzungen. Eine zentrale 
Rolle spielte in verschiedenen Tarifauseinandersetzungen die Aufwertung der Care-
Arbeit, insbesondere  der Tätigkeiten im Sozial- und Erziehungsdienst und im Gesund-
heitswesen. 2015 führte ver.di einen mehr als vierwöchigen Streik im Sozial- und Erzie-
hungsdienst, dessen Ergebnis allerdings aus Sicht der Gewerkschaft noch keine befriedi-
gende Aufwertung darstellte. Im Gesundheitswesen ging es ver.di in einigen Tarifrunden 
auch um die Verbesserung der Arbeitsbedingungen. An der Berliner Charité, an verschie-
denen Uni-Kliniken in Baden-Württemberg, im Saarland und in NRW und darüber hinaus 
fanden erfolgreiche Streikauseinandersetzungen um Entlastungstarifverträge mit verbes-
serter Personalbesetzung in der Pflege statt. Sie waren Bestandteil einer längerfristigen 
bundesweiten Kampagne zum Pflegebereich. 

Die Tarifpolitik war zudem gekennzeichnet von einer Rückkehr der Arbeitszeit auf die 
tarifpolitische Agenda. 2016 gelang es der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft bei der 
Deutschen Bahn AG ein tarifliches Optionsmodell mit der Wahl zwischen Entgelterhöhung, 
längerem Urlaub oder wöchentlicher Arbeitszeitverkürzung durchzusetzen. Die IG Metall 
setzte im Jahr 2018 mit intensiven Warnstreiks ein Recht auf befristete Teilzeit mit Rück-
kehrrecht durch sowie ebenfalls ein Wahlmodell mit mehr freien Tagen für Schichtarbeite-
rInnen und für Beschäftigte mit Kindern oder Pflegeaufgaben. Flexible Arbeitszeitmodelle 
mit erweiterten Zeitrechten der Beschäftigten spielten auch in Tarifabschlüssen in der 
chemischen Industrie, bei der Deutschen Post und in anderen Branchen eine Rolle. In eini-
gen Branchen (Metallindustrie und Textilindustrie Ost) ist auch die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit und ihre Anpassung an die kürzeren westdeutschen Standards Gegen-
stand von Tarifverhandlungen.  

Die tariflichen Lohnrunden führten ab 2012 zu kontinuierlich verbesserten Ergebnissen. 
Die Tarifsteigerungen zu realen Einkommenszuwächsen und schöpften auch den vertei-
lungsneutralen Spielraum von Preis- und Produktivitätszuwachs aus oder lagen sogar dar-
über. In der Folge erholte sich die Lohnquote, nachdem sie in der ersten Hälfte der 2000er 
Jahre drastisch gesunken war. 

Ausblick 

Trotz dieser in den letzten Jahren erfreulichen Entwicklung gibt es aber auch Anlass zur 
Sorge. Zwar ist die Zahl der gültigen Tarifverträge mit mehr als 70.000 so hoch wie nie 
zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik und auch die jährlich mehr als 5.000 neu ab-
geschlossenen Tarifverträge signalisieren eine lebhafte Aktivität der tarifpolitischen Akteu-
re. Doch die Reichweite des Tarifvertragssystems nimmt nach wie vor ab. Es arbeiten nur 
noch rund 55 % der Beschäftigten in Betrieben mit Tarifbindung. Viele Branchen, insbeson-
dere in Ostdeutschland, haben eine Tarifbindung von weniger als 30 %. Und das klassische 
deutsche Modell betrieblicher Arbeitsbeziehungen mit einer Kombination von Branchenta-
rifvertrag und Betriebsrat gilt in der privaten Wirtschaft nur noch für ein knappes Viertel der 
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Beschäftigten. Eine wirksame Umkehr ist bislang nicht in Sicht. Die zentrale Frage lautet 
daher, wie der Trend gebrochen und dem Tarifvertragssystem zu neuer Stärke verholfen 
werden kann. Die Antworten der Tarifvertragsparteien gehen weit auseinander. Die Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände schlug anlässlich des 100. Jahresta-
ges der Tarifvertragsordnung vor, die Tarifbindung durch weitere Dezentralisierung, Modu-
larisierung und Verbetrieblichung der Tarifpolitik zu erhöhen; ein Rezept, das bereits in den 
vergangenen 20 Jahren seine behauptete Wirkung verfehlt hat und vermutlich die Frag-
mentierung des Tarifsystems weiter vorantreiben würde. Die Gewerkschaften verfolgen seit 
geraumer Zeit eine Doppelstrategie: durch Entfaltung eigener Machtressourcen von unten 
betriebliche und tarifpolitische Stärke aufzubauen und zugleich durch politische Stützungs-
maßnahmen das Tarifvertragssystem von oben zu stabilisieren. Einzelne Beispiele zeigen, 
dass dieses Vorgehen Erfolge bringen kann. Verbesserungen auf breiter Front stehen noch 
aus. 
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Chronik: Tarifbewegungen, Arbeitskämpfe und Tarifverträge seit 1949 

Nach 1945 Wiederherstellung der Tarifvertragsfreiheit 

 Wiederaufbau der Gewerkschaften – zunächst Bewältigung der dringendsten 
Alltagsprobleme – nach und nach Entwicklung konkreter tarifpolitischer Vor-
stellungen. 

1948 Aufhebung des von den Alliierten verhängten Lohnstopps und schrittweise 
Ablösung der Tarifordnungen der NS-Zeit durch Tarifverträge. 

1949 Verabschiedung des Tarifvertragsgesetzes (9.4.1949). Artikel 9 Absatz 3 
Grundgesetz: Verankerung der Koalitionsfreiheit. 

 Tarifliche Stundenlöhne zwischen 59 Pfg. (Landwirtschaft) und 1,77 DM 
(Bauwirtschaft), Gehälter zwischen monatlich 175 DM (Fleischerhandwerk) 
und 531 DM (Chemieindustrie); Lohnabschläge bzw. niedrigere Lohngruppen 
für Frauen. 

1950er 
Jahre 

Tarifpolitik im Zeichen des “Wirtschaftswunders” 

 Zahlreiche Arbeitskämpfe – Durchsetzung “periodischer Tarifrunden” – Ver-
kürzung der Wochenarbeitszeit. 

1950-53 Lohnstreiks in verschiedenen Wirtschaftszweigen, darunter: Bauindustrie, 
Land- und Forstwirtschaft, Metallindustrie, grafisches Gewerbe, Textil- und 
Werftindustrie. 

1954 18-tägiger Streik in der bayerischen Metallindustrie endet mit einer fakti-
schen Niederlage: Anhebung der Löhne und Gehälter, aber Verschlechterung 
des Lohngruppenschlüssels; Maßregelung von Streikteilnehmern. 

 Öffentlicher Dienst: erstmals tarifliche Sonderzahlung (“Weihnachtsgeld”); 
später: Stahl (1965), Chemie, Bau, Banken (1971), Metall (1972), Holz, Textil, 
Versicherungen (1973), Druck (1974). 

1955 Urteil des Bundesarbeitsgerichts gegen “Frauenlohngruppen” in Tarifverträ-
gen, die in den folgenden Jahren bzw. Jahrzehnten nur sehr langsam aus den 
Tarifverträgen entfernt wurden. 

1956 1. Mai: “Samstags gehört Vati mir” - Kampagne des DGB zur Einführung der 
5-Tage-Woche mit 8 Stunden täglicher Arbeitszeit. 

 Verkürzung von 48 auf 45 Stunden Wochenarbeitszeit in der Metallindustrie.

 Vereinbarung der 40-Stunden-Woche für die Zigarettenindustrie (1957 - 
1959). 

1956/57 16-wöchiger Streik in der schleswig-holsteinischen Metallindustrie um die 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 

1959 5-Tage-Woche im Steinkohlenbergbau. Später u.a.: Versicherungen (1960), 
Banken (1961), Holzverarbeitung (1963), Druck (1969). 
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1960er 
Jahre 

Zwischen “Konzertierter Aktion” und spontanen Streiks 

 Abschied vom “Wirtschaftswunder" und Übergang zu “kapitalistischer Normali-
tät”  – erste Wirtschaftskrise – zurückhaltende Lohnpolitik führt zu spontanen 
Arbeitsniederlegungen. 

1962 Erstmals tarifliches Urlaubsgeld in der holzverarbeitenden Industrie, später: 
Papier, Metall, Textil (1965), Chemie, Druck (1966), Steinkohle (1969),  
Einzel-, Großhandel (1971). 

1963 Zweiwöchiger Arbeitskampf in der baden-württembergischen Metallindustrie: 
120.000 Streikende und 250.000 Ausgesperrte (!). 5 % mehr Lohn, weitere 
2 % im Jahr 1964. 

1965 Druckindustrie: Einführung der 40-Stunden-Woche. 

 Baugewerbe: Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen, in den 
70er Jahren auch in zahlreichen anderen Tarifbereichen. 

1967 Beginn der “Konzertierten Aktion” von Bundesregierung, Arbeitgeberverbän-
den, Gewerkschaften und Bundesbank (Grundlage: Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetz von 1967). Ausscheiden der Gewerkschaften anläßlich der Arbeit-
geberklage gegen das Mitbestimmungsgesetz von 1976. 

 40-Stunden-Woche in der Metallindustrie und in der Holzverarbeitung; ge-
folgt u.a. von Bau (1969), Chemie, Papier, Textil (1970), Einzelhandel (1971), 
Versicherungen (1973), Banken, öffentlicher Dienst (1974), Landwirtschaft 
(1983). 

1969 Spontane Streikwelle (“Septemberstreiks”) nach Tarifverträgen mit langen 
Laufzeiten und sehr moderaten Lohnerhöhungen (Stahl, Metall, Textil, öffentli-
cher Dienst): betriebliche Zulagen und verkürzte Tariflaufzeiten. 

1970er 
Jahre 

Boom, Wirtschaftskrise, Massenarbeitslosigkeit 

 Zunächst aktive Lohnpolitik der Gewerkschaften – nach Kriseneinbruch 
1974/75 und ansteigender Arbeitslosigkeit: Konzentration auf Rationalisie-
rungs- und Einkommensschutz. 

1971 Erster Arbeitskampf  in der chemischen Industrie nach 50 Jahren; Ergebnis: 
7,8 % Lohnerhöhung und schrittweise Tarifierung des 13. Monatsgehalts. 

1973 Spontane Streiks zur Durchsetzung von Teuerungszulagen. 

 Lohnrahmentarifvertrag II für die Metallindustrie Nordwürttemberg-
Nordbaden: Mindesterholzeiten für ArbeiterInnen im Leistungslohn, Mindest-
taktzeiten am Fließband (1,5 Minuten), Kündigungs- und Verdienstschutz für 
ältere ArbeitnehmerInnen. 

1974 Nach dreitägigem Streik im öffentlichen Dienst: 11 % mehr Lohn, mindes-
tens 170 DM. 

1978 Absicherungstarifvertrag in der baden-württembergischen Metallindustrie: 
Schutz gegen rationalisierungsbedingte Abgruppierung. 

 Nach Streik: Abschluss eines Tarifvertrages zur Absicherung gegen die sozia-
len Risiken der neuen rechnergesteuerten Satzsysteme in der Druckindust-
rie. 
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1978/79 Streik in der Stahlindustrie um die 35-Stunden-Woche; Ergebnis: 30 Tage 
Jahresurlaub (ab 1982), zusätzliche Freischichten für ältere Arbeitnehmer 
und Schichtarbeiter. 6 Wochen Urlaub in der Folge auch bei: Textil (1981), 
Metall, Versicherungen (1982), Steinkohle, Druck (1983), Papiererzeugung, 
Holz, Banken (1984).  

1980er 
Jahre 

Arbeitszeitverkürzung und qualitative Tarifpolitik 

 Die achtziger Jahre werden geprägt vom Kampf um kollektive Arbeitszeitver-
kürzung – doch nur für einen kleineren Teil der Beschäftigten erreichen die 
Gewerkschaften die tarifliche 35-Stunden-Woche. 

1984 Erneuter Beginn des Kampfes um die 35-Stunden-Woche: Streiks in der Me-
tall- und Druckindustrie; schrittweise Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 
38,5 Stunden, Flexibilisierung der Arbeitszeit; später u.a. auch in zahlreichen 
anderen Bereichen. 

 Vorruhestandstarifverträge in den Bereichen Chemie, Ernährung, Bau,  
Banken, Versicherungen. 

1987 Zweite Stufe der Wochenarbeitszeitverkürzung bei Metall und Druck verein-
bart. 

1988 Chemische Industrie: Die Tarifparteien vereinbaren erstmals für einen großen 
Industriezweig einen einheitlichen Entgelttarifvertrag für ArbeiterInnen und 
Angestellte.  

1989 Arbeitskampf im Einzelhandel (Arbeitszeitverkürzung/Ladenschluss) sowie in 
der Druckindustrie (freies Wochenende). 

1990er 
Jahre 

Kampf für Tarifeinheit in Ost und West - Krise des Flächentarifvertrags 

 Nach raschen Anfangserfolgen mühsame Angleichung der Osttarife an das 
Westniveau – zunehmende Erosion des Flächentarifvertrags  durch tarifwidri-
ges Verhalten, Tarif- und Verbandsflucht der Arbeitgeber – Dezentralisierung 
der Tarifpolitik durch Öffnungsklauseln – Perspektive: europäische Koordinie-
rung der Tarifpolitik. 

1990 Tarifvereinbarung über die (stufenweise) endgültige Einführung der  
35-Stunden-Woche in der Metall- und Druckindustrie (1993 und 1995). 

 Streik um Erholzeiten bei der Deutschen Bundespost. 

 Übertragung der westdeutschen tariflichen Grundstrukturen auf die neuen 
Bundesländer; schrittweise Anpassung der tariflichen Regelungen und  
Leistungen. 

1991 IG Metall legt ein Programm zur “Tarifreform 2000” vor, das die Erneuerung 
und Verbesserung der tariflichen Rahmenregelungen zu Entgelt, Qualifizie-
rung, Arbeitsgestaltung und Mitbestimmung zum Ziel hat. Ernstzunehmende 
Verhandlungen darüber kommen nicht zustande. 

1992 11-tägiger Streik  im öffentlichen Dienst, bei Bahn und Post: 5,4 % mehr 
Lohn und Gehalt und 200 DM mehr Urlaubsgeld. 

1993 Ostdeutsche Metallindustrie: Zweiwöchiger Streik gegen die rechtswidrige 
Arbeitgeber-Kündigung des Stufentarifvertrags von 1991; Ergebnis: Streckung 
der Entgeltangleichung, Einführung von Härtefallklauseln für gefährdete Be-
triebe. 

1994 Vereinbarung von sog. “Beschäftigungssicherungs-Tarifverträgen” mit der 
Möglichkeit zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit ohne Lohnausgleich sowie 
Maßnahmen zur Förderung der Ausbildung. 
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1995 35-Stunden-Woche in der Druck- und der Metallindustrie. 

 Tariferfolg nach 11-tägigem Streik in der bayerischen Metallindustrie: 
3,4 % mehr Lohn, weitere 3,6 % im Jahr 1996. 

1996 Spontane Arbeitsniederlegungen gegen die betriebliche Anwendung der Kür-
zung der gesetzlichen Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall; zahlreiche Ta-
rifverträge zur Sicherung der 100-prozentigen Entgeltfortzahlung. 

 Vereinbarung von Tarifverträgen zur Altersteilzeit in der chemischen Industrie 
und nachfolgend in zahlreichen anderen Tarifbereichen. 

1998 “Erklärung von Doorn”: Belgische, niederländische, luxemburgische und 
deutsche Gewerkschaften streben eine europäische Koordinierung der  
Tarifpolitik an. Ziel: die Vermeidung von Lohnunterbietungskonkurrenz  
durch Tarifabschlüsse, die mindestens das Volumen von Preissteigerung  
und Produktivitätsanstieg erreichen. 

1999 Erste Tarifrunde unter dem Euro: Die Tarifabschlüsse bewegen sich zwi-
schen 3 und 3,5 %. 

2000er 
Jahre 

Bündnis für Arbeit, Angriffe auf die Tarifautonomie, Finanzmarktkrise 

 Arbeitgeberverbände und die politische Opposition (CDU/CSU, FDP) fordern 
gesetzliche Öffnungsklauseln und Abschaffung des Günstigkeitsprinzips. 
Rückläufige Tarifbindung und vermehrt „tariflose Zustände“ - Diskussion um 
einen gesetzlichen Mindestlohn. 

2002 Erster bundesweiter Arbeitskampf im Bauhauptgewerbe: 3,2 % mehr Lohn, 
weitere 2,4 % im Jahr 2003. 

Vereinbarung von Eckpunkten für ein einheitliches Entgeltrahmenabkom-
men (ERA) in der Metallindustrie Baden-Württembergs; in den folgenden Jah-
ren Abschluss und Einführung von ERA auch in den anderen regionalen Tarif-
gebieten. 

2003 Nach zweiwöchigem Arbeitskampf scheitert die IG Metall mit dem Versuch, in 
der ostdeutschen Metallindustrie die 35-Stunden-Woche durchzusetzen. 

 DGB-Tarifgemeinschaft schließt erstmals zwei bundesweite Tarifverträge zur 
Leiharbeit/Zeitarbeit ab. 

 Bundeskanzler Schröder droht in seiner Rede zur „Agenda 2010“ gesetzliche 
Öffnungsklauseln an, wenn die Tarifverträge nicht „flexibler“ gestaltet wer-
den. 

2004 Pforzheimer Abkommen in der Metallindustrie: Öffnungsklausel zur Abwei-
chung vom Tarifvertrag zur Sicherung von Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-
tigung; über 300 abweichende Vereinbarungen in den folgenden zwei Jahren. 

 Vereinbarung weiterer tariflicher Öffnungsklauseln in verschiedenen Bran-
chen; Arbeitszeitverlängerung von 39 auf 40 Stunden ohne Lohnausgleich 
u. a. im Bauhauptgewerbe. 

2005/06 Neuer Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) (Bund, Kommunen) 
und nach heftigem Arbeitskampf auch bei den Ländern (TVL). 

2007 Auseinandersetzung um Mindestlohn (Erweiterung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes). 

 Streik der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) für eigenstän-
digen Tarifvertrag bei der Deutschen Bahn AG. 

2008 Ausbruch der Finanzmarktkrise; Tarifabschlüsse im Schnitt nur geringfügig 
über der Preissteigerung. 
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2010er 
Jahre 

Gesetzlicher Mindestlohn, Reform der Allgemeinverbindlichkeit, Renais-
sance der Arbeitszeitpolitik 

2010 Niedrige Tarifabschlüsse, Schwerpunkt auf Beschäftigungssicherung. 

 Tarifliche Equal-Pay-Vereinbarung für Leiharbeiter in der Stahlindustrie 

2011 Höhere Abschlüsse, aber real ein Minus bei den Tarifverdiensten 

2012 Tarifabschlüsse über der Preissteigerungsrate. 

Tarifliche Branchenzuschläge für Leiharbeitsbeschäftigte in der Metallindust-
rie und weiteren Branchen 

2013 Die Große Koalition (CDU/CSU/SPD) beschließt die Einführung eines allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohnes in Höhe von 8,50 € ab Januar 2015 

Neue tarifliche Branchenmindestlöhne im Friseurgewerbe und in der Fleisch-
industrie mit schrittweiser Anhebung auf 8,50 € 

2014 Tarifautonomiestärkungsgesetz mit Mindestlohn von 8,50 € ab Januar 2015 
und Erleichterung der Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen 

2015 Harte Arbeitskämpfe im Sozial- und Erziehungsdienst, bei der Deutschen 
Post, der Deutschen Bahn (GDL) und der Lufthansa (Piloten). 

2016 Tarifabschluss mit einer individuellen Wahloption zwischen mehr Geld, ver-
kürzter Wochenarbeitszeit oder mehr Urlaub bei der Deutschen Bahn AG. 

2017 Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 8,84 € ab 1. Januar 

 „Potsdamer Modell“ in der ostdeutschen Chemieindustrie: betrieblicher Ar-
beitszeitkorridor zwischen 32 und 40 Stunden pro Woche. 

2018 Tarifabschluss Metallindustrie: Wahloption für 8 zusätzliche freie Tage bei 
Schichtarbeit, Kindererziehung, Pflege; Recht auf befristete Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit auf bis zu 28 Stunden mit Rückkehrrecht. 

2019 Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 9,19 € ab 1. Januar 2019 

Quelle: WSI-Tarifarchiv      Stand April 2019 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Bankgewerbe West 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft  

(vormals: Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen)    
 

1961 5-Tage-Woche 
1970 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen 
1971 erstmalig Sonderzahlung 
1974 40-Stunden-Woche 
1984 30 Tage Urlaub für alle 

1989 39-Stunden-Woche 

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Gehalt1 DM/Mon.** 124–3542
 265–6103

 532–1 1984
 1 384–3 300 

Sonderzahlung – – – 100% ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

 
– 

 
– 

 
135

 

 
52 

Urlaubsgeld – – – – 

Urlaub 12–24 WT 14–24 WT 20–26 WT 25–30 AT 

Wochenarbeitszeit 46 45 42,5 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Gehalt1 DM/€/Mon.** 2 137–4 7966
 2 975–6 569 1 899–4 1947

 2 208–4 8767 

Sonderzahlung 100% ME 100% ME 100% ME 100% ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€ mtl.** 

 
78 

 
78 

 
40 

 
40 

Urlaubsgeld – – – – 

Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 39 39 39 39 

. * Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Die Gehaltstabelle gilt auch für gewerbliche ArbeitnehmerInnen. 

2) 13 Monatseinkommen. 

3) 13,5 Monatseinkommen ab 1. 4. 1953. 

4) Das Jahreseinkommen (13,5 Monatseinkommen) wurde ab 1. 1. 1966 in 12 gleichen Monatsbeträgen ausgezahlt. 

5) Gültig ab 1. 1. 1970 

6) Laufzeit bis 31.10. 1989. 

7) Ohne Genossenschaftsbanken 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Baugewerbe West (ohne Berlin-West) 
Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt  
(vormals Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erden) 

 
 
 
 
 

Tarifliche Leistungen*  1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.**  1,12–1,771
 2,34–3,562

 5,00–6,903
 9,93–15,864 5 

 

Gehalt DM/Mon.** k 156–45066
 297–9197

 502–1 5057
 1 092–3 7008

 

 t 156–5006 310–9737 502–1 6077 1 233–3 9638 
 P+S 345–3906 6757 1 3187 2 8258 

Sonderzahlung – – – Arb. 60fach GTL 

    Ang./P+S 35 % TG 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

 
– 

 
– 

Arb. 0,099
 0,259 

   Ang./P+S 1810
 4610 

Urlaubsgeld – – – Arb. 25/55 % ME11 

Ang./P+S 32 DM/UT 

Urlaub Arb. 12–18 WT12
 12–18 WT 18–21 WT 18–21 AT 

 Ang. 12 WT13
 14–25 WT 18–25 WT 21–26 AT 

 P+S 12–21 WT 16–23 WT 18–25 WT 20–25 AT 

Wochenarbeitszeit 48 44 40  

 
 
 
Tarifliche Leistungen  1989 1999 2009 2019 

Lohn DM/€/Std. **  14,85–23,324 5 19,8414 –
30,3115

 

14,12– 
       18,1915 16 17

 

2 865–4 105 

Gehalt DM/€/Mon. ** k 1 569–5 3008
 2 236–7.5528   

 t 1 773–5 6788
 2 527–8 0938

 1 764–4 97918
 2 298–6 484 

  P+S 4 1678
 5 869–6 3168

   

Sonderzahlung  102fach GTL 93fach GTL 93fach GTL 93fach GTL 
  60 % TG 55 % ME 55 % ME 55 % ME 

Vermögenswirksame  0,2510
 0,2510

 0,1310
 0,13 

Leistungen DM/€ mtl.  4611 4611 23,5211
 23,52 

Urlaubsgeld  30 % UE 30 % UE 25 % UE 20 % UE 
  40 DM/UT 55 DM/UT 24 €/UT 19 €/UT 

Urlaub Arb. 23–26 AT 30 AT   

 Ang. 24–27 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

 P+S 23–26 AT 30 AT   

Wochenarbeitszeit 4019 39 4020 40 

*   Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 
2019: 31.1. 

**   Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Württemberg-Hohenzollern, Laufzeit bis 1. 10.1948. 

2) Baden-Württemberg ohne Südbaden. 

3) Nordbaden/Württemberg. 

4) Baden-Württemberg. 

5) Gesamttarifstundenlohn einschl. 5,4 % Bauzuschlag. 

6) Württemberg-Baden, Tarifvertrag gültig ab 1.10.1948 

7) Württemberg/Nordbaden/Südbaden. 

8) Ohne Hamburg und Bayern. 

9) Bei gleichzeitiger Arbeitnehmer-Eigenleistung von 0,02 
DM/Std. 1969, 0,03 DM/Std. 1979/89/99, 0,02 €/Std. 
2009. 

10) Bei gleichzeitiger Arbeitnehmer-Eigenleistung von 4 DM 
mtl. 1969, 6 DM mtl. 1979/89/99, 3,07 € mtl. 2009/2019 

11) 25 % des Urlaubsentgelts bei Urlaub in der Zeit vom 1.4. 
bis 30.11., 55 % des Urlaubsentgelts bei Urlaub in der 

Zeit vom 1.1. bis 31.3. oder 1.12. bis 31.12. 

 

12) Gültig ab 1.1.1950. 

13) Gültig ab 1.10. 1950. 

14) Zwischenlohngruppe für Neueingestellte Bauwerker. 

15) Gesamttarifstundenlohn einschl. 5,9% Bauzuschlag. Für 
stationär beschäftigte AN fällt der Bauzuschlag (mit Be-
sitzstandswahrung) für die am 31.3.1998 Beschäftigten bis 
zum 1. 4. 2000 weg; Neueingestellte erhalten ab 1.4.1998 
keinen Bauzuschlag. Für die auf Baustellen geleisteten 
Arbeitsstunden bleibt der Bauzuschlag erhalten. 

16) Neue Lohnstruktur ab 1. 9. 2002. 

17) Mindestlohn: 10,70/12,85 €/Std LGr. 1/2.  

18) Neue Gehaltsstruktur ab 1. 3. 2002. 

19) 39 Stunden ab 1.1.1990. 

20) 40 Stunden ab 1.1.2006 
 
Quelle:  WSI-Tarifarchiv 2019.

 

 

1966 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen 
1969 40-Stunden-Woche 

1971 erstmalig Sonderzahlung 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Brauereien Nordrhein-Westfalen 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 
 

1962 erstmalig Urlaubsgeld  
1965 40-Stunden-Woche  
1970 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1971 erstmalig Sonderzahlung  
1974 einheitlicher Entgelttarifvertrag  
1991 39- bzw. 38-Stunden-Woche  
1992 37-Stunden-Woche  

1993 30 Tage Urlaub für alle   

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** 1,08–1,321
 2,09–2,812

 4,79–5,942
 1 723–4 120 

Gehalt DM/Mon.** – k 398–956 739–1 857  
  t 440–956 790–1 857  

Sonderzahlung – – – 90 % ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€ mtl.** 

 
– 

 
– 

 
– 

52

Urlaubsgeld – – 200 DM 800 DM 

Urlaub 12–18 WT 12–21 WT 18–26 WT 24-33 AT 

Wochenarbeitszeit 48 44 40 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Entgelt DM/€/Mon.** 2 512–6 101 3 519–7 997 2 272–4 8093 
 

2 835–6 000 

Sonderzahlung 100 % ME 100 % ME 100 % ME 100 % ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€ mtl.** 

 
52 

 
65 

 
– 4 

 
– 4 

Urlaubsgeld 960 DM 1 110 DM 614 € 614 € 

Urlaub 27–35 AT 30–35 AT 30–34 AT 30–34 AT 

Wochenarbeitszeit 40 37 37 37 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Frauen erhalten 75 % des Lohnes der nach ihrer Tätigkeit jeweils in Betracht kommenden Berufsgruppe. 

2) 18 Jahre und darüber.  

3) Stand 31. 12.2008. 

4) Ersetzt durch tarifliche Altersvorsorge. 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Chemische Industrie Bundesgebiet und Berlin1  
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie  
(vormals: Industriegewerkschaft Chemie-Papier-Keramik) 
 

1966 erstmalig Urlaubsgeld  
1970 40-Stunden-Woche  
1971 erstmalig Sonderzahlung und Vermögenswirksame Leistungen  
1988 einheitlicher Entgelttarifvertrag  
1989 39-Stunden-Woche  

1993 37,5-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** m 0,94–1,17 1,76–2,15 3,43–4,52 8,96–10,97 
 w2 0,70    

Gehalt DM/Mon.** k 165–5313
 305–789 585–1 524 1 362-3 363 

 t 165–5573
 305–869 585–1 662 1 362-3 363 

Sonderzahlung – – – 100 % ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl. 

 
– 

 
– 

 
– 

52 

Urlaubsgeld – – 12 DM/UT 25 DM/UT 

Urlaub 12–21 WT4
 Arb. 12–21 WT 18–24 WT 23-28 AT 

  Ang. 13–21 WT   

Wochenarbeitszeit 48 45 41,25 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen*  1989 1999 2009 2019 

Entgelt DM/€/Mon. Entgelt Entgelt5 6
 Entgelt5 6

 Entgelt 
 2 307– k 5 105 3 187– k 7 048 2 098– k 4 636 2 655–5 868 
            t 5 428            t 7 495            t 4 932  

Sonderzahlung 100% ME 95 % ME7
 95 % ME7 8

 95 % ME7 8 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€ mtl. 

52 78 –9 –9 

Urlaubsgeld 33 DM/UT 40 DM/UT 20,45 €/UT 40 €/UT 

Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 39 37,5 37,5 37,5 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Lohn, Gehalt, Entgelt: Hessen. 

2) Die Entlohnung der Frauen über 21 Jahre ist (wenn möglich durch Leistungsentlohnung) so zu gestalten, dass ihr Effektiv-Verdienst 
(ohne tariflich vorgeschriebene Sozial- und Erschwerniszulagen) im betrieblichen Durchschnitt je Arbeitsstunde den Tariflohn um min-
destens 10 % überschreitet. 

3) 5– 10 % Abschlag für Frauen; entfällt, wenn gleiche Arbeit und gleiche Leistung wie bei den männlichen Arbeitnehmern vorliegt. 
4) 1951. 

5) Einstellungstarif bei Neueinstellungen (95 %) und Langzeitarbeitslose (90 %) im 1. Beschäftigungsjahr. 

6) Möglichkeit zur 10%igen Absenkung der Tarifentgelte durch befristete Betriebsvereinbarung u. a. bei wirtschaftlichen Schwierig-
keiten. 

7) Öffnungsklausel für Höhe und/oder Auszahlungszeitpunkt für Betriebe mit tiefgreifenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten. 

8) Erfolgsabhängige Gestaltung auf max./mind. 125/80 %  eines ME  durch BV möglich.  

9) Seit 1.1.2006 umgewandelt in eine jährliche Zahlung zur Entgeltumwandlung für die Altersvorsorge (478,57 €/J. zzgl. 134,98 Chemie-

Tarifförderung I). 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Druckindustrie West – Arbeiter; Nordrhein-Westfalen – Angestellte 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (vormals: Industriegewerkschaft Medien) 
 

1965 40-Stunden-Woche  
1966 erstmalig Urlaubsgeld  
1969 5-Tage-Woche  
1971 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1974 erstmalig Sonderzahlung  
1983 30 Tage Urlaub für alle  
1985 38,5-Stunden-Woche  

1995 35-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** m 1,02–1,61 1,48–3,06 3,26–6,42 6,88–13,39 
 w 0,59–0,751

    

Gehalt DM/Mon.** m 127–463 k 293–818 558–1 559 1 214–3 621 
 w 117–437 t 522–911 997–1 736  

52 
Sonderzahlung – – – 100 % ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

 
– 

 
– 

 
– 52 

Urlaubsgeld – – 35 % 50 % 

Urlaub Arb.: 12–18 WT Arb.: 12–21 WT Arb.: 18–24 WT 22-30 AT 
 Ang.: 12–20 WT Ang.: 12–23 WT Ang.: 18–25 WT  

Wochenarbeitszeit 48 44 40 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Lohn DM/Std.** 13,892 –20,84 20,792 –31,18 12,722 –19,08 14,30–21,45 

Gehalt DM/€Mon.** 1 774–5 212 2 512–7 376 1 537–4 515 1 727–5 074 

Sonderzahlung 100% ME 95% ME 95% ME 95% ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€ mtl.** 

 
52 

 
52 

 
  26,59 

 
26,59 

Urlaubsgeld 50 % 50%  50 % 50 % 
 des Tagesverdienstes je Urlaubstag

Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 37 35 35 35 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Frauen erhalten bei gleicher Tätigkeit und Leistung wie sie von Fachhilfsarbeitern ausgeführt wird, die gleichen Sätze wie diese. 

2) Nach 6 Monaten Einarbeitungszeit. 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Einzelhandel Baden-Württemberg 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft  
(vormals: Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen) 
 

1971 40-Stunden-Woche  
1971 erstmalig Urlaubsgeld  
1978 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1980 erstmalig Sonderzahlung  
1986 38,5-Stunden-Woche  

1991 37,5-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen * 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** m 1,00–1,26 1,32–2,17 3,00–4,60 7,02–10,71 
 w 0,79–0,84    

Gehalt DM/Mon.** 133–406 180–700 370–1 250 905–2 460 

Sonderzahlung – – –  

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

 
– 

 
– 

 
– 

13 

Urlaubsgeld – – – 650 DM 

Urlaub 12–18 WT Arb.: 12–18 WT 17–24 WT 23-28 WT 
  Ang.: 12–21 WT   

Wochenarbeitszeit 48 45 42,5 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Lohn DM/Std.** 10,72–16,52 15,58–23,84 9,52–14,52 11,65–17,77 

Gehalt DM/€/Mon. ** 1 559–3 587 2 314–5 042 1 414–3 071 1 732–3 759 

Sonderzahlung 40% ME 62,5% ME 62,5% ME 62,5% ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€/ 
mtl.** 

 
26 

 
26 

 
13,29 

 
13,29 

Urlaubsgeld 50% ME1
 55 % ME1

 50 % ME1
 50% ME1 

Urlaub 31–37 WT 32–37 WT 32–37 WT 36/37 WT 

Wochenarbeitszeit 38,5 37,5 37,5 37,5 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Des jeweiligen tariflichen Entgeltanspruchs für das letzte Berufsjahr der Gehaltsgruppe 1 (VerkäuferIn) nach dem Stichtag 1. Januar. 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Eisen- und Stahlindustrie Nordrhein-Westfalen 
Industriegewerkschaft Metall 
 

1965 erstmalig Sonderzahlung (incl. Urlaubsgeld)  
1966 40-Stunden-Woche  
1970 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1982 30 Tage Urlaub für alle  
1984 38-Stunden-Woche  

1994 35-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** m 0,85–1,211
 1,50–2,21 3,54–5,54 6,96-10,51 

 w 0,65–0,83    

Gehalt DM/Mon.** 162–411 1 2 
 321–928 532–1 581 956-3 314 

Sonderzahlung – – 75 % ME 110 % ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

– – – 39 

Urlaubsgeld – – – - 

Urlaub 12–18 WT 12–18 WT 18–24 WT 23-29 AT 

Wochenarbeitszeit 48 44 40 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Lohn DM/€/Std.** 10,79–16,25 15,23–22,93 9,90–14,91 12,39–18,65 

Gehalt DM/€/Mon.** 1 312–4 542 2 067–6 096 1 343–3 962 1 680–4 956 

Sonderzahlung 110 % ME3
 110 % ME3

 110 % ME3
 110 % ME3 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€ mtl.** 

 
52 

 
52 

 
26,59 

 
26,59 

Urlaubsgeld – – – – 

Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 36,5 35 35 35 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Rechnerisch ermittelt. 

2) 10 % Abschlag für Frauen. 

3) Incl. W-Geld, U-Geld, Jahresabschlussvergütungen etc. 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Holzverarbeitende Industrie Nordrhein (ab 2009: Westfalen) 
IG Metall 
(vormals: Gewerkschaft Holz und Kunststoff) 
 

1962 erstmalig Urlaubsgeld  
1963 5-Tage-Woche  
1967 40-Stunden-Woche  
1972 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1973 erstmalig Sonderzahlung  
1984 30 Tage Urlaub für alle  
1985 38,5-Stunden-Woche  

1997 35-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen * 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** 0,93–1,261
 1,70–2,262

 3,61–4,752
 7,80–9,282 

Gehalt DM/Mon.** k 150–4503 4
 k 280–842 448–1 447 1 131–3 065 

 t 150–4753 4
 t 287–842   

Sonderzahlung – – – 55 % ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

 
– 

 
– 

 
– 

46 

Urlaubsgeld – – 8 DM/UT 45 % ME 

Urlaub Arb.: 9–15 WT Arb.: 12–18 WT 
18–24 WT 23-29 AT  Ang.: 9–20 WT Ang.: 12–22 WT 

Wochenarbeitszeit 48 45 40 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen  * 1989 1999* 2009 2019 

Lohn DM/€/Std. ** 12,67–14,91 18,44–21,69 12,52–14,56 15,16–17,63 

Gehalt DM/€/Mon. ** 1 812–4 543 2 491–6 251 1 867–4 207 2 260–5 094 

Sonderzahlung 65% ME 70 % ME 57,5% ME 57,5% ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€/ 
mtl.** 

 
52 

 
52 

 
– 5 

 
– 5 

Urlaubsgeld 50% UE 56 % UE 56% UE 56 % UE 

Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 37 35 35 35 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Frauen erhalten 85 % der Männerlöhne, jedoch bei gleicher Arbeit und Leistung Lohn der Vollarbeiter (Kontrollratsdirektive 14). 

2) Frauen und Jugendliche erhalten bei gleicher Arbeit und Leistung den Lohn der Vollarbeiter. 

3) Für Frauen 10 % Abschlag in den Gruppen K1– K4, 5 % Abschlag in K5 und T5. 

4) Laufzeit bis 30.11. 1949. 

5) Ersetzt durch Regelungen zur Altersversorgung 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Landwirtschaft Bayern 
Industriegewerkschaft Bauen, Agrar, Umwelt 
(vormals Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft) 
 

1972 erstmalig Urlaubsgeld 
1983 40-Stunden-Woche 
1989 Arbeitszeitverkürzung unter 40 Stunden durch zwei 
freie Tage im Jahr  

1992 erstmalig Weihnachtsgeld für Arb. 

 
Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** M 0,59–0,8 
W 1 0,44–0,50 

0,96–1,85 2,29–4,22 5,86–10,28 

Gehalt DM/Mon. ** 132–553 2 3 246–955 523–1 641 1 091–3 676 4 

Sonderzahlung – – – – 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

- – – – 

Urlaubsgeld - – – 5 DM/UT 

Urlaub Arb. 12 WT 
Ang. 12-24 WT 

12–16 WT 
12–24 WT 

15–21 WT 
16–27 WT 

20–23 WT 
18–30 WT 

Wochenarbeitszeit Arb. 51 5 
Ang. 48 9 

49 6 
48 9 

45 7 
45 10 

42 8 
42 00 

 
 
 
Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Lohn DM/€/Std.** 8,51–14,96 11,41–20,05 7,69–12,22 11 
Entgelt 

9,19–26,56 
Gehalt DM/€/Mon. ** 1 193–4 983 4 1 625–6 590 4 2 106–4 067 12 

Sonderzahlung – Arb. 400 DM Arb. 250 € 250 € 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€/ mtl.** 

–  – – 

Urlaubsgeld 13,20 DM/UT Arb. 14,40 DM/UT 
Ang. 13,20 DM/UT 

7,50 €/UT 7,50 UT 

Urlaub 21–24 AT 
20–30 AT 

22–25 AT  
20–30 AT 13 

23–26 AT 
25–30 AT 

23–26 AT 

Wochenarbeitszeit 40 14 40 13 
2 088 Std/Jahr 

40 13 
2 088 Std/Jahr 

40 13 
2 088 Std/Jahr 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge ab 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) 15 % Zuschlag für ständig beschäftigte alleinstehende weibliche Arbeitskräfte, sofern sie einen eigenen Haushalt führen/Frauen und 
Jugendliche (außer Lehrlinge) erhalten bei gleicher Leistung und ganz- tägiger Verwendung Männerlöhne. 

2) Zuzüglich Sachbezüge. 

3) Die tariflichen Bargehälter werden bei weiblichen Angestellten um 10 % gekürzt. Dies gilt nicht für Geflügelzüchterinnen und Schweinemeis-
terinnen. Ebenso unterbleibt die Kürzung bei gleicher Leistung und gleicher Arbeit. 

4) Höchste Gruppe nach freier Vereinbarung. 

5) Im Durchschnitt, max. 10 Std. täglich. 

6) Im Durchschnitt, saisonal 45 –56 Std. i. D. 

7) Im Jahresdurchschnitt je Woche 45 Std. 

8) Im Durchschnitt, max. 45 Std., mind. 40 Std 

9) »Die regelmäßige Arbeitszeit darf auf längere Zeiträume gerechnet die der Arbeiterschaft nicht über- steigen. Für Büropersonal beträgt die regelmäßige 
Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich.« 

10) »Die regelmäßige Arbeitszeit … gerechnet (innerhalb eines halben Jahres) … Für das Büropersonal … 45 Std. wöchentlich.« 

11) Neue Lohnordnung ab 6/08. 

12) Neue Gehaltsordnung ab 8/08 (ab Meister und höherwertige Tätigkeiten). 

13) Arbeitszeitverkürzung: 1 AT pro Jahr ab 4/97; Wegfall ab 1/08 

14) Arbeitszeitverkürzung: 2 AT pro Jahr. 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Metallindustrie Nordrhein-Westfalen 
Industriegewerkschaft Metall 
 

1965 erstmalig Urlaubsgeld  
1967 40-Stunden-Woche  
1970 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1972 erstmalig Sonderzahlung  
1982 30 Tage Urlaub für alle  
1985 38,5-Stunden-Woche  

1995 35-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** m 0,86–1,21 1,52–2,38 3,20–5,83 5,74–11,64 
 w 0,65–0,831

    

Gehalt DM/Mon.** 162–4112
 300–890 529–1 572 923–3 732 

Sonderzahlung – – – 20–50% ME3 
 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl. 

 
– 

 
– 

 
– 

39 

Urlaubsgeld – – 30 % UE 50 % UE 

Urlaub 12–18 WT 12–18 WT 18–24 WT 24–28 AT 

Wochenarbeitszeit 48 44 40 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019* 

Lohn DM/€/Std.** 8,94–18,13 15,88–27,61 
Entgelt: 

1 907–4 908
Entgelt: 

2 441–6 282 Gehalt DM/€/Mon.** 1 325–5 362 1 909–7 726 

Sonderzahlung 20–50% ME3
 25–55% ME3

 25–55% ME3 25–55% ME  

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€/ mtl. 

 
52 

 
52 

 
–5 

 
–5 

Urlaubsgeld 50% UE 50 % UE 50% UE 2,4 % ME/UT 

Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 37 35 35 35 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1)  Weibliche Arbeitnehmer mit der gleichen Arbeit und Leistung erhalten den Lohn wie Männer der gleichen Gruppe. Dies gilt nicht, 
soweit bei für Frauen geeigneten Arbeiten aus besonderen Gründen auch Männer mit der gleichen Arbeit beschäftigt werden. Im 
Übrigen erhalten weibliche Arbeitnehmer 75 % des jeweiligen Männerlohnes. 

2) Weibliche Angestellte mit der gleichen Arbeit und Leistung erhalten die gleichen Gehälter wie Männer der gleichen Gruppe. Im 
Übrigen erhalten weibliche Angestellte 90 % der vereinbarten Gehaltssätze. 

3) Gestaffelt nach Betriebszugehörigkeit. 

4) Ab 1. 10.2006 grundsätzlich Umwandlung in altersvorsorgewirksame Leistungen (319,08 €/J.). 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Öffentlicher Dienst Gemeinden1 West 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft  
(vormals: Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr) 
 

1954 erstmalig bundeseinheitlich Weihnachtsgeld  
1970 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1974 40-Stunden-Woche  
1977 erstmalig Urlaubsgeld  

1987 Arbeitszeitverkürzung auf unter 40 Stunden durch zwei freie Tage/Jahr  

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn2 DM/Std.** m 0,80–1,25  
w 0,72–1,08 

1,64–2,27 3,38–5,18 1 486,63– 
2 232,68/Mon. 

Gehalt2 DM/Mon.** a) 135–4103
 a) 255–1 3603

 a) 475–2 5103
 a) 956,114–5 087,26 

 b) k.A.5
    b) 81– 126    b) 153– 194 b) 478,79–1 154,42 

Sonderzahlung – 40/60 DM6
 50 % UE 100 % UE 

  + 15 DM je Kind + 25 DM je Kind + 50 DM je Kind 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** – – – 13 

Urlaubsgeld – – – 300 DM 

Urlaub Arb. 14–24 WT7
 14–24 WT 18–27 WT 22–27 AT 

 Ang. 9–37 10–36 WT 16–32 WT 22–30 AT 
 Kalendertage8

    

Wochenarbeitszeit 48 45 43 40 
 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999  2009 2019 

Lohn2 DM/€/Std.** 2 015,60– 2 860,39–   
 3 029,15/Mon. 4 545,80 Entgelt9 Entgelt 

1 827–6 668 Gehalt2 DM/€/Mon.** a) 1 297,18– a) 1 694,01– 1 416–5 384 
     6 902,02 

b) 649,58–775,93 
    9 013,533 
b) 848,28– 
    1 013,313 

c) 77,03– 
    205,453 

Sonderzahlung 100 % UE 89,62 % 10 90/80/60% 79,51/70,28/51,78 %  
 + 50 DM je Kind + 50 DM je Kind ME 11 ME11 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€/ mtl.** 

13/26 12 13 6,65 6,65 

Urlaubsgeld Arb. 450 DM 
Ang. 300/450 DM 13 

650 DM 
600/500 DM 13 

– – 

Urlaub 26–30 AT 26–30 AT 26–30 AT 30 AT 
   
     

Wochenarbeitszeit 39 
+ 2 freie Tage/Jahr 14 

38,5 
+ 1 freier Tag/Jahr 

39 15 39 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Auswertung bezieht sich nicht auf die Beschäftigten im Gesund-
heitswesen; Sonderregelungen zum BMT-G, BAT bzw. zum TVöD 
(ab 1.10. 2005) sowie bezirkliche oder örtliche TV-
Zusatzregelungen wurden nicht berücksichtigt. 

2) Regional unterschiedlich; Angaben gelten für Gemeinden in Würt-
temberg-Baden (Arb. 1949  u. 1959, Ang. 1949) bzw. Baden-
Württemberg (Arb. 1969). 

3) a) Grundvergütung, 
b) Ortszuschlag, (höchste Ortsklasse. Stufe 1), 
c) allgemeine Zulage (gestaffelt nach Vergütungsgruppen). 

4) Ab 21. Lebensjahr, gestaffelte Altersabschläge bis 21. 
Lebensjahr. 

5) Gezahlt wurde ein nach Ortsklassen und Familienstand 
gestaffelter »Wohnungsgeldzuschuss«. 

6) Weihnachtsgeld (Ledige/Verheiratete). 
 

7) Seit 1948 gültig für die Arb. der Bizone, ab Urlaubsjahr 
1950 einheitliche  Regelung für alle.    

8) Staffelung nach Dienstzeit, Vergütungsgr. u. Lebensal-
ter (nach TO.A). 

9) Neue Tarifstruktur ab 1.10. 2005. 

10) Vereinbart sind 100% auf Basis der Tarifeinkommen 
1993. 

11) Gestaffelt nach EntGGr. (1-8/9-12/13-15).  

12)  Ab/bis 1 900 DM Monatseinkommen. 

13) Staffelung nach Vergütungsgruppe (obere Gr., untere 
Gr. u. mittlere Gruppen) Vb – I X – Vc.  

14) 38,5 Stunden ab 1. 4. 1990 unter Beibehaltung der 
beiden zusätzlichen freien Tage/Jahr. 

15) 39 Stunden ab 1.7.2008. 

Quelle:  WSI-Tarifarchiv 2019.



35 
 

Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Textilindustrie Baden-Württemberg ohne Südbaden 
IG Metall 
(vormals: Gewerkschaft Textil-Bekleidung) 
 

1965 erstmalig Urlaubsgeld  
1970 40-Stunden-Woche  
1973 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1973 erstmalig Sonderzahlung  
1981 30 Tage Urlaub für alle  

1989 39-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Lohn DM/Std.** m 100–133 Pf. 162–239 Pf. 321–422 Pf. m 100–133 Pf. 
 w 70– 80 Pf.   w 70– 80 Pf 

Gehalt DM/Mon.** k 130–2701
 k 292–750 k 500–1 283 k 130–2701 

 t 140–3701
 t 318–820 t 540–1 397 t 140–3701 

Sonderzahlung – – – – 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

 
– 

 
– 

 
– 

– 

Urlaubsgeld** – – Arb. 100–200 DM 326–627 
   Ang. 120–260 DM2

  

Urlaub Arb.: 12–18 WT3
 Arb.: 12–18 WT5

 Arb.: 18–20 WT  
 Ang.: 12–21 WT4

 Ang.: 13–21 WT Ang.: 18–22 WT 28 AT 

Wochenarbeitszeit 48 44 41 40 

 

 

 

Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Lohn DM/€/Std.** 1 116–1 450 Pf. 15,94–22,37 9,97–13,99 12,47–17,22 
     

Gehalt DM/€/Mon.** 1 739–5 072 2 339–6 819 1 463–4 265 1 840–5 150 
     

Sonderzahlung 40–55% ME 85–100 % ME 85–100% ME 85–100% ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€/ mtl.** 

 
39 

 
39 

 
20 

 
20 

Urlaubsgeld**     
 581–1 048 DM 778–1 412 DM 466–845 565–1 023 
Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 39 376
 37 37 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Württemberg. 

2) Ab 1970. 

3) Württemberg-Baden. 

4) Nordwürttemberg und Nordbaden. 

5) Südbaden. 

6) Ab 1. 5. 1994. 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Tarifliche Leistungen 1949–2019 
 

Versicherungsgewerbe West 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft  
(vormals: Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen) 
 

1960 5-Tage-Woche  
1971 erstmalig Vermögenswirksame Leistungen  
1973 40-Stunden-Woche  
1973 erstmalig Urlaubsgeld  
1973 erstmalig Sonderzahlung  
1982 30 Tage Urlaub für alle  

1987 38,75-Stunden-Woche  

Tarifliche Leistungen* 1949 1959 1969 1979 

Gehalt1 DM/Mon.** 135–410 253–765 602–1 454 1 519–3 347 

Sonderzahlung – – – 80 % ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM mtl.** 

 
– 

 
– 

 
– 

 
52 

Urlaubsgeld – – – 50 % ME 

Urlaub 12–24 WT 14–24 WT 18–24 WT 27–30 AT 

Wochenarbeitszeit 45 43,75 41,25 40 

 
 
 
Tarifliche Leistungen* 1989 1999 2009 2019 

Gehalt1 DM/€/Mon.** 2 318–4 957 3 391–6 6222
 1 3723 –4 106 1 734–5 068 

Sonderzahlung 80% ME 80 % ME 80% ME 80% ME 

Vermögenswirksame 
Leistungen DM/€ mtl.** 

 
52 

 
78 

 
40 

 
40 

Urlaubsgeld 50% ME 50 % ME 50% ME 50% ME 

Urlaub 30 AT 30 AT 30 AT 30 AT 

Wochenarbeitszeit 38,754
 38 38 38 

* Stand, soweit nicht anders angegeben, jeweils 31.12.; 2019: 31.1. 

**  Beträge 2009 in € 1 Euro = 1,95583 DM 

1) Die Gehaltstabelle gilt auch für gewerbliche ArbeitnehmerInnen.  

2) Ab 1. 4. 1999. 

3) Einführung einer neuen unteren GehGr. A für ab 1. 1. 2008 Neueingestellte (1 372/1 422 € im 1./ab 2. Bj. gültig ab 1. 1. 2009). 

4) 38 Stunden ab 1.7.1990. 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2019. 
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Eine aktuelle Fassung des Tarifvertragsgesetzes findet sich im Netz unter: 
http://www.gesetze-im-internet.de/tvg/BJNR700550949.html  
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